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Die Subventionen des Bundes und der Länder 

Die Bundesregierung strebt im Zuge einer kon-
junktur- und wachstumsgerechteren Gestaltung der 
öffentlichen Haushalte im Prinzip eine Umstruk-
tuierung der öffentlichen Ausgaben zugunsten 
der Investitionsausgaben an. In diesem Zusammen-
hang rücken auch die Subventionen in den Mittel-
punkt der Überlegungen. Es erschien daher zweck-
mäßig, den Versuch zu unternehmen, diese finan-
ziellen Staatshilfen an den Unternehmenssektor der 
Wirtschaft genauer zu untersuchen'. 

Die hier verwendete Definition der Subvention 
schließt nur jene staatlichen verlorenen Zuschüsse 
(direkte Subventionen) sowie Steuer- und Zins-
erlasse (indirekte Subventionen) ein, die primär 
dem Unternehmenssektor zukommen. Jedoch sind 
im Subventionsbegriff bestimmte Zahlungen mit 
Subventionscharakter, die an öffentliche Betriebe 
fließen (Verlustausgleich), sowie Zuschüsse zu den 
Versorgungslasten der öffentlichen Betriebe (Bun-
desbahn) nicht einbezogen. Von der Begriffsabgren-
zung der OECD, die auch der volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung in der BRD zugrunde liegt, weicht 
sie insofern ab, als die OECD weder die indirekten 
Finanzhilfen noch die an den Unternehmenssektor 
geleisteten Investitionszuschüsse als Subventionen 
ansieht. Erstere werden in den Gesamtrechnungen 
nicht gesondert ausgewiesen, die zweiten zu den 
Vermögensübertragungen gerechnet. 

Das größte Gewicht haben — nach dieser erwei-
terten Definition — die direkten Subventionen an 
die Landwirtschaft: Im einzelnen sind zu nennen 
die Qualitätsmilch-, Dieselkraftstoff- und Handels-
düngerzuschüsse sowie die Investitionszuschüsse zur 
Förderung von Bau- und Ausrüstungsinvestitionen 
und zur Verbesserung der Infrastruktur (Wasser-
wirtschaft, Wirtschaftswegebau, Flurbereinigung 
und Siedlung). Ferner gehören hierzu die Zuschüsse 
zu den Kosten der Vorratshaltung. Der Bereich 
Bergbau und Energiewirtschaft erhält vornehm-
lich Übergangs- und Anpassungshilfen für die 
deutsche Erdölgewinnungsindustrie, Kokskohlen-
subventionen, Frachthilfen für die Beförderung von 
Steinkohle und Leistungen des Bundes an den 
Kohlenbergbau zur Vorwegnahme der finanziellen 
Wirkungen einer Neuregelung in der gesetzlichen 
Unfallversicherung. Als Folge der Verstromungs-
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gesetze werden dem Bund erst in den 70er Jahren 
erhebliche Aufwendungen entstehen. Der Verarbei-
tenden Industrie werden unter anderem regio-
nale Hilfen zur Steigerung der Wirtschaftskraft 
gewährt. Im Verkehr sind die Bundeshilfen an die 
Deutsche Bundesbahn zum Ausgleich der Verluste 
aus dem Sozialverkehr sowie die Übernahme des 
Kapitaldienstes für bestimmte Anleihen zu er-
wähnen'. Das Wohnungswesen empfängt Zinszu-
schüsse für auf dem Kapitalmarkt aufgenommene 
Darlehen. 

Die Daten wurden hauptsächlich den Haushalts-
plänen und -rechnungen des Bundes und der Länder 
sowie den Finanzberichten des Bundesfinanzmini-
steriums entnommen. 

Die indirekten Subventionen sind vom Bundes-
finanzministerium geschätzt und in mehreren 
Finanzberichten unter der Bezeichnung „unsichtbare 
Begünstigungen" veröffentlicht worden. Von den 
„unsichtbaren Begünstigungen" wurden jedoch 
gemäß der hier zugrundeliegenden Definition alle 
diejenigen Steuerausfälle nicht in die indirekten 
Subventionen einbezogen, die primär privaten Haus-
halten zugutekommen. Dies gilt z. B. für die Bei-
träge an Bausparkassen, den Weihnachtsfreibetrag 
für Arbeitnehmer, den Arbeitnehmerfreibetrag von 
240 DM, das 312-DM-Gesetz, die Pauschbeträge für 
Körperbehinderte, das Gesetz über Bergmanns-
prämien. Ferner wurden die Sonderabschreibun-
gen für landwirtschaftliche und industrielle Ge-
bäude und Anlagen sowie für Wohnbauten nicht 
berücksichtigt, da ihr Subventionscharakter (sie 
stellen statisch gesehen keinen endgültigen Steuer-
ausfall dar) umstritten ist. 

' Das DIW hat eine umfassende Untersuchung über die Sub-
ventionen des Bundes und der Länder abgeschlossen. Es wurde 
dabei der Versuch unternommen, die Subventionen nicht nur 
größenmäßig zu erfassen, sondern auch zu systematisieren und 
— soweit möglich — gesamtwirtschaftlich zu beurteilen. Im vor-
liegenden Wochenbericht werden die wichtigsten Ergebnisse 
dieser noch nicht veröffentlichten Untersuchung aktualisiert 
dargestellt. 

2 Der allgemeine Zuschuß des Bundes an die Bundesbahn 
zur Abdeckung von Betriebsverlusten wird nicht als Subvention 
betrachtet. Diese Leistungen überstiegen die an die Bundesbahn 
gezahlten direkten Subventionen beträchtlich (1965: 550 Mill. DM 
1966 : 970 Mill. DM). 
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Die direkten Subventionen des Bundes und der Länder') nach Wirtschaftsbereichen und Sachgebieten 
in Mill. DM 

Ist- Zahlen Soll 

1956 1958 1961 1964 1965 19662) 1967 19689) 

Land-, Forstwirtschaft und Fischerei   
Subventionen zur Förderung der Investitionstätigkeit   
im landwirtschaftlichen Betrieb4)   
im milchverarbeitenden Betrieb4)   
für die Verbesserung der Infrastruktur   
in der Wasserwirtschaft   
im ländlichen Wirtschaftswegebau   
in der Flurbereinigung und Siedlung   
auch Landerschließung und Bodenverbesserung   

Sonstige Subventionen)   
Qualitätsmilch- bzw. Magermilchsubventionen   
Dieselkraflstoffsubventionen6)7)   
Kosten der Vorratshaltung6)   
Zuschüsse zur landw•irtschaftlicben Unfallversicherung6)   
Handelsdüngersubventionen   
Erstattung bei der Ausfuhr von pflanzlichen und tierischen Erzeugnissen6) 
Ausgleichsbeträge für Eier6)   
Sonstiges')   

Bergbau und Energie   

Verarbeitende Industrie10)   

Verkehru)   

Wohnungswesen 12)   

Insgesamt   

1 334 
490 
54 
86 
350 
188 
39 
92 
31 

844 
19 
25 

201 

s) 4}7 

23 
129 

211 

80 

103 

62 

1 790 

2 162 
849 
134 
142 
573 
266 
79 
200 
28 

1 313 
414 
47 

292 

295 

50 
215 

5 

84 

164 

113 

2 528 

2 878 

1 357 
161 
139 
1 057 
392 
117 
481 
67 

1 521 
620 
65 

389 

166 

102 
179 

110 

163 

420 

235 

3 806 

4 117 
2 520 
422 
126 

1973 
917 
215 
739 
102 

1 596 
929 
129 
250 
95 

32 

16,1 

515 

192 

535 

407 

5 766 

4 740 
2 851 
751 
151 

1950 
913 
200 
750 
87 

1 888 
1 003 
174 
323 
167 

58 

163 

525 

306 

448 

414 

6 463 

4 421 

2 558 
499 
139 

1921 
880 
200 
776 
65 

1 862 
923 
133 
363 
230 

59 

154 

496 

341 

509 

487 

6 254 

4 621 

2 716 
667 
122 
1 928 
838 
119 
884 
87 

1904 
703 
150 
456 
210 

176 

209 

799 

375 

548 

836 

7 179 

4 645 
2 577 
683 
155 
1 740 
709 
112 
853 
66 

2067 
557 
170 
411 
190 

451 

288 

1 042 

364 

564 

.520 

7 135 

1) Einschl. der Stadtstaaten Bremen, Hamburg und Berlin (West). Da Hamburg eine einheitliche 1 aushaltsführung für Land und Gemeinde hat, wur-
den auch die Subventionen der Gemeinde Hamburg automatisch in die Rechnung einbezogen. — 2) Niedersachsen und Rheinland-Pfalz: Soll- Zahlen. — 
s) Bund: Entwurf-Zahlen; Niedersachsen und Rheinland-Pfalz: eigene Schätzung. — 4) Im wesentl'clte❑ maschinelle Ausrüstungen. - 6) Ohne Preis-
ausgleich für eingeführtes Getreide, eingeführten Zucker und Roggenlieferprämie. - 6) Nur Bundeszuschüsse, da die Länder a❑ diesen Malinahmen 
nicht beteiligt werden. — 7) Einschl. Dieselkraftstoffverbilligung für die Fischerei. Ohne Dieselkraftstoffverbilligung nach dem Verkehrsfinanzgesetz. — 
8) Hiervon waren 229 Nlill.j DM für 1955 rückwirkend ausgegeben worden. - 9) Im wesentlichen setzt sich dieser Posten aus Zuschüssen zur Absatz-
förderung landw-. Erzeugnisse, zur Förderung des Pflanzen- und Tierschutzes, zur Milderung von Ernteschäden sowie Erstattungen von Lastenaus-
gleichsabgaben und sonstigen außerplanmäfiige❑ Förderungsmaßnahmen zusammen. - 10) Einschl. Handwerk, Dicnstleistungs- sowie sonstiges Kleinge-
werbe. - 11) Einschl. Deutsche Bundesbahn. — 12) Zins- und sonstige Zuschüsse, jedoch ohne Bausparprämien. 

Unter den indirekten Subventionen dominieren 
neben den Zinserlassen auf öffentliche Darlehen 
vor allem die Einnahmeausfälle aus der Umsatz-
steuerbegünstigung. Ihr jahresdurchschnittlicher 
Anteil an den gesamten, hier erfaßten Steuer-
erlassen beläuft sich auf über 60 vH, gefolgt von den 
Einkommen- und Körperschaftsteuerausfällen von 
durchschnittlich 15 vH. Der Rest verteilt sich auf die 
Verbrauchs-, Kraftfahrzeug-, Beförderungs-, Grund-
und die sonstigen Steuern. 

Direkte und indirekte Subventionen beliefen sich 
im Jahre 1966 auf 17 Mrd. DM; sie werden, den 

Indirekte Subventionen nach Wirtschaftsbereichen') 
in Mill. DM 

1961 1964 1965 196,6 1967 

Land- und Forstwirtschaft   
Gewerbliche Wirtschaft (ohne Verkehr) 

Verkehr   
Freie Berufe   
Wohnungswesen   
im Steuerrecht   

durch Zinsverzichte)   
Nicht unmittelbar zurechenbar  

Indirekte Subventionen, insgesamt 
im Steuerrecht, gesamt   

durch Zinsverzicht, gesamt   

711 

2 290 
363 

124 
1 181 
551 

630 
764 

5 433 
4 663 
770 

835 
4 2:31 
402 
169 
1 56,4 
634 
930 

1075 

8 276 
7201 

1 075 

1 132 
4 641 

502 
16,6 
L 674 

6,79 
995 

1 130 

9 215 
8 030 
1 215 

1 210 
5 392 
1 132 
187 

1 770 
715 
1 055 
1 260 

10 951 
9 591 
1 360 

1 222 
5 591 
1 2:56 

180 
1862 

75'2 
3)1 110 
1 280 

11 391 
9 891 
1)1500 

1) Schätzungen des Bundesministeriums der Finanzen, in: Finanzbe-
richt (div. en des Da wegen der Umstellung des Umsatzsteuersystems 
ab 1. 1. 1968 für das Jahr 1968 nur Schätzungen ohne Umsatzsteuer-
ausfälle vorgenommen wurden, ist dieses Jahr für Vergleichszwecke 
nicht geeignet. 2 Zinsverzicht auf staatliche Darlehen an die Pri-
vaten. - 1) DIW- Schätzung. 

Etat-Ansätzen und Schätzungen zufolge, im Jahre 
1967 fast die 19 Mrd. DM-Grenze erreichen. Dabei ist 
festzustellen, daß die indirekten in den einzelnen 
Jahren um 40 vH bis 75 vH größer sind als die 
direkten Subventionen. 

Im Zeitraum 1961 bis 1967 verdoppelte sich der 
Gesamtaufwand für Subventionen. Über den beob-
achteten Zeitraum hinweg war das Wachstum der 
direkten und indirekten Subventionen annähernd 
gleich. Allerdings war bei den indirekten Subven-
tionen ein kontinuierlicher Anstieg zu beobachten, 
wohingegen bei den direkten Subventionen zwei 
Niveauanhebungen festzustellen waren. Die erste 
fällt in das Jahr 1956, in dem sich das im September 
1955 beschlossene Landwirtschaftsgesetz auszuwir-
ken begann. Bund und Länder zahlten 1956 mehr 
als doppelt so viel direkte Subventionen wie 1955. 
Der zweite Niveausprung im Jahre 1964 war eine 
Folge der Bergbaukrise. Bis 1968 (Soll-Zahlen) 
schnellten die direkten Subventionen für Bergbau 
und Energie von 515 Mill. DM (1964) auf fast 
1,1 Mrd. DM hoch. Die Entwicklung der direkten 
Subventionen wurde allein dadurch wesentlich 
beeinflußt. 

Mit diesen Beträgen sind der deutschen Wirt-
schaft beträchtliche Mittel aus öffentlichen Haus-
halten zugeführt worden. Von 1961 bis 1967 stiegen 
die gesamten Subventionen stärker als das nominale 
Bruttosozialprodukt'; ihr Anteil nahm von 2,8 vH 
auf fast 4 vH zu. 

1 Vgl. Vierteljahrshefte zur Wirtschaftsforschung, Heft 4/63, 
S. 355, und Heft 1/1968, S. 47. 
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Die Belastung der Haushalte von Bund und Ländern') durch direkte Subventionen 
Ist-Zahlen 

Einheit 1956 1958 1961 1964 1965 1966 1967 1968 

Ausgaben) des Bundes   
Direkte Subventionen des Bundes   
Anteile der Subventionen an den Ausgaben   

Ausgaben) der Länder')   
Direkte Subventionen der Länder   
Anteile der Subventionen an den Ausgaben   

Ausgaben), insgesamt   
Direkte Subventionen, insgesamt   
Anteile der Subventionen an den Ausgaben   

in Mrd. DM 26,8 32,8 48,4 62,4 67,0 67,1 1)75,2 1)78,9 

in Mrd. DM 1,3 1,9 2,8 4,0 4,5 4,3 1)5,2 1)5,2 
in vH 4,9 5,8 5,8 6,4 6,7 6,4 6,9 6,6 

in Mrd. DM 17,6 20,4 30,9 41,2 45,2 46,8 1)48,3 1)50,0 
in Mrd. DM 0,5 0,6 1,0 1,8 2,0 2,0 1)2,0 1)1,9 

in vH 2,8 2,9 3,2 4,4 4,4 4,3 4,1 3,8 

in Mrd. DM 44,4 53,2 79,3 103,6 112; 113,9 123,5 128,9 
in Mrd. DM 1,8 2,5 3,8 5,8 6,:i 6,3 1)7,2 1)7,1 

in vH 4,1 4,7 4,8 5,6 5,8 5,5 5,8 1)5,5 

1) Einschi. Stadtstaaten und Berlin (West). - 2) Ohne Überweisungen von Gebietskörperschaften. - 1) Vorläufig - 4) DIW- Schä zung. - 1) Soll-
Zahlen. 
Quelle: Finanzberichte des Bundesfinanzministeriums (Finanzstatistische Übersichten). 

Die Ergebnisse in der obigen Übersicht zeigen, 
daß die direkten Subventionen zwischen 1956 und 
1966 wesentlich schneller gestiegen sind, als die 
Ausgaben von Bund und Ländern zusammen. Wäh-
rend die Ausgaben um 157 vH zunahmen, haben sich 
die direkten Subventionen weit mehr als verdrei-
facht (+ 250 vH). Der Anteil der direkten Subven-
tionen an den Ausgaben stieg von 4,1 vH 1956 auf 
5,5 vH im Jahre 1966. Seit 1964 ist jedoch der Anteil 
mit rund 5,5 vH konstant geblieben. Dies trifft auch 
für die Soll-Ansätze des Jahres 1968 zu. Die jähr-
lichen Zuwachsraten der direkten Subventionen 
halten sich somit seit 1964 im Rahmen des gesamten 
öffentlichen Ausgabenzuwachses. Ähnliches läßt sich 
auch bei einer Einzelbetrachtung der Haushalte fest-
stellen, wobei allerdings zu berücksichtigen ist, daß 
die Bundessubventionen den Bundeshaushalt erheb-
lich stärker belasten als die Ländersubventionen die 
Länderhaushalte. 

Nach wie vor trägt der Bund sowohl absolut als 
auch relativ weit höhere direkte Subventionslasten 
als die Länder, wenn auch der Abstand ständig 
geringer geworden ist. So beliefen sich im Jahre 
1956 die Bundessubventionen auf mehr als 
1,3 Mrd. DM, die Ländersubventionen betrugen da-
gegen fast 0,5 Mrd. DM. 1966 lagen die entsprechenden 
Ausgaben bei 4,3 Mrd. DM für den Bund und 
2,0 Mrd. DM für die Länder. Indes läßt sich aus den 
vorläufigen Ergebnissen der Jahre 1967 und 1968 
nicht erkennen, ob sich der Trend zum Ausgleich der 
Subventionslasten fortsetzen wird. Sollten die Soll-
Ansätze realisiert werden, wird die relative Mehr-
belastung des Bundes im Vergleich zu den Ländern 
größer werden. Die Länder haben nämlich, offen-
sichtlich infolge der Verschlechterung ihrer Haus-
haltslage, die Soll-Ansätze für die Subventionierung 
der Landwirtschaft im Jahr 1968 um 300 Mill. DM 
gegenüber den tatsächlich geleisteten Subventionen 
im Jahr 1966 vermindert, während sie zuvor ihre 
Subventionsausgaben Jahr für Jahr angehoben 
hatten. So blieben trotz der beträchtlichen Steige-
rung der Ansätze für den Bereich „Bergbau und 
Energie" (Nordrhein-Westfalen) die Ländersubven-
tionen 1967 um gut 50 Mill. DM und 1968 um reich-
lich 100 Mill. DM gegenüber 1966 zurück. Demgegen-
über hat der Bund 1967 fast 1 Mrd. DM mehr für 
diesen Zweck als 1966 ausgegeben. Hieran waren 
allein die Landwirtschaft mit 430 Mill. DM, Bergbau 
und Energie mit 190 Mill. DM und das Wohnungs-

wesen mit 300 Mill. DM beteiligt, während auf die 
Verarbeitende Industrie und den Verkehr etwa 
60 Mill. DM entfielen. Es sei dabei vermerkt, daß die 
300 Mill. DM Wohnungsbausubventionen gänzlich 
aus dem zweiten Konjunkturprogramm der Bun-
desregierung 1967 bereitgestellt wurden und eine 
einmalige Aktion darstellen. Seit 1964 (einschl. 1968) 
variieren die Wohnungsbausubventionen zwischen 
170 Mill. DM und 210 Mill. DM. 1968 ist damit zu 
rechnen, daß die gesamten direkten Subventionen 
des Bundes auf dem Vorjahrsniveau verharren. 

Von den direkten Subventionen kommt der Land-
wirtschaft mit Abstand der größte Anteil zugute 
(1956 = 74,5 vH; 1966 = 70,7 vH). Dies gilt nicht nur 
für die direkten Subventionen in ihrer Gesamtheit, 
sondern auch für die des Bundes und der Länder. 
Dagegen ist die Landwirtschaft an dem fast doppelt 
so großen Block der indirekten Subventionen wegen 
ihres relativ geringen Anteils am Ergebnis des 
Wirtschaftsprozesses nur zu einem verhältnismäßig 
geringen Teil beteiligt (1961 = 13 vH; 1966 = 
11 vH). Der Hauptteil fließt hier in die gewerbliche 
Wirtschaft (1961 = 42,1 vH; 1966 = 49,2 vH), gefolgt 
vom Wohnungsbau (insbesondere Zinserlasse) und 
dem Verkehr. Ein Vergleich mit den Beiträgen der 
Wirtschaftsbereiche zum Bruttoinlandsprodukt zeigt 
jedoch, daß die Landwirtschaft auch indirekte Sub-
ventionen in hohem Maße in Anspruch nimmt. 
Während 1965 die auf die Landwirtschaft ent-
fallenen indirekten Subventionen, gemessen an 
deren Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt, 5,4 vH 
betrug, belief sich die entsprechende Quote bei den 
übrigen Wirtschaftsbereichen auf 2 vH. 

Freilich sollte der hohe Anteil der Landwirtschaft 
an den direkten Subventionen auch nicht über-
bewertet werden. So haben von den Zuschüssen zur 
Durchführung von Maßnahmen im Bereich der 
Wasserwirtschaft, der Landerschließung (Nord- und 
Emslandprogramm), wie des ländlichen Wegebaus 
neben der Landwirtschaft ohne Zweifel auch andere 
Wirtschaftsbereiche profitiert. Die Buchung dieser 
Zuschüsse im Einzelplan der Landwirtschafts-
ministerien, und zwar in voller Höhe, ist nur ver-
waltungstechnisch zu begründen. Aber auch bei 
einer klareren Zurechnung der Subventionen auf die 
Wirtschaftsbereiche bliebe die Landwirtschaft der 
bei weitem am stärksten dotierte Bereich. 
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Im Gegensatz zu den übrigen Wirtschafts-
bereichen, die im wesentlichen in Form von Investi-
tions- und Betriebszuschüssen subventioniert wer-
den, haben bei der Landwirtschaft bis einschließlich 
1968 (Soll-Ansätze) die „ sonstigen", vorwiegend der 
unmittelbaren Einkommensförderung dienenden 
Subventionen außerordentlich große Bedeutung. Sie 
sind ebenso groß wie die produktivitätsfördernden 
staatlichen Leistungen. Eine unter dein Aspekt der 
Rationalisierung und Produktivitätsförderung er-
wünschte Verlagerung zu den Investitionssubven-
tionen hat sich bisher nicht durchsetzen lassen. Noch 
1966 wurden allein für die Subventionierung der 
Qualitätsmilch (923 Mill. DM) mehr Mittel aus-
gegeben als für die spezifische Investitionsförderung 
(638 Mill. DM) oder für die Flurbereinigung 

(776 Mill. DM). Diese Entwicklung geht gänzlich 
auf das Konto des Bundes. Anders als der Bund 
konzentrierten die Länder ihre Politik der direkten 
Subventionierung sehr stark auf die Investitions-
förderung. Seit 1966 hat sich hier der Anteil der 
Investititionssubventionen erheblich erhöht. Die 
Soll-Ansätze von 1968 lassen vermuten, daß die 
Länder stärker als zuvor die Investitionsförderung 
zu Lasten der Einkommensförderung vorantreiben 
werden. Allerdings hat sich nun auch die Bundes-
regierung in ihrem neuen agrarpolitischen Arbeits-
programm zu Richtlinien bekannt, die unter dem 
Zwang der „strukturellen Überschüsse" (Weich-
weizen, Zucker, Butterberg) der Stärkung derLand-
wirtschaft durch gezielte Investitionshilfen den Vor-
rang einräumen. 

Kraftstoffverbrauch, Fahrleistungen und Entwicklungstendenzen 
des Individualverkehrs mit Personenkraftwagen 

Die Planung des künftigen Infrastrukturbedarfs 
im Straßenverkehr setzt fundierte Informationen 
über die Entwicklung des Kraftwagenverkehrs vor-
aus. Darüber hinaus ist die Nachfrage nach Kraft-
stoffen, die von den Fahrleistungen der Kraftwagen 
abhängt, eine wichtige Bestimmungsgröße der künf-
tigen Raffineriekapazitäten und der Mineralöl-
steuereinnahmen. 

Mit einem Anteil am gesamten Straßenverkehr 
von etwa vier Fünfteln kommt dem individuellen 
Personenverkehr in diesem Zusammenhang die 
größte Bedeutung zu. Die vorliegenden Motorisie-
rungsprognosen liefern nur grobe Anhaltspunkte 
für den zukünftigen Umfang des Individualver-
kehrs, denn dieser wird nicht allein von der Zahl 
der Fahrzeuge bestimmt, sondern auch von der 
durchschnittlichen Fahrleistung, d. h. der Intensität, 
mit der die Fahrzeuge eingesetzt werden. 

Gegenstand dieses Berichts ist der Zusammenhang 
zwischen der durchschnittlichen Fahrleistung, dem 
Bestand an Kraftfahrzeugen und dem Kraftstoff-
verbrauch in der Kraftverkehrswirtschaft. Dabei 
zwingen die verfügbaren Informationen zunächst zu 
einer Beschränkung der Untersuchung auf die 
Gruppe der in Betrieb befindlichen Personen- und 
Kombinationskraftwagen mit Otto-Motoren (im 
folgenden mit Pkw bezeichnet), die unter den Fahr-
zeugen, die Vergaserkraftstoff (VK) verbrauchen, 
nicht nur den größten Anteil stellen, sondern auch 
die Zunahme des Benzinverbrauchs entscheidend 
bestimmen. Eine fehlerhafte Einschätzung des VK-
Verbrauchs der übrigen Fahrzeuge beeinflußt wegen 
seines geringen Anteils am Gesamtverbrauch die 
Ergebnisse für die Pkw nur unerheblich. 

Als Ausgangsgröße der Fahrleistungsberechnung 
dient der Inlandsabsatz an Vergaserkraftstoff in der 
Kraftverkehrswirtschaft für die Jahre 1952 bis 1966. 
Zur Umrechnung der Gewichtsangaben in Liter 
wird unterstellt, daß zwischen 1952 und 1966 der 
Anteil des Superkraftstoffes von unbedeutenden 
Mengen linear auf etwa ein Drittel des Gesamt-
absatzes gestiegen ist. Dieser Entwicklung ent-
sprechend wurde unter Berücksichtigung der spezi-
fischen Gewichte von Normal- und Superbenzin für 

DIE ENTWICKLUNG DER FAHRLEISTUNGEN UND DES VERGASER— 
KRAFTSTOFFVERBRAUCHS DER PERSONEN— UND KOMBINATIONS— 

KRAFTWAGEN MIT OTTO— MOTOREN IN DER BRD BIS 1975 

1959 = 100 
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i 
VK-Verbrauch in der 

  Kraflverkehrswirtschaft 

Gesamtfahrleistungen 
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/•  

/ 
•.: 

1966 

Ourchschnittliche 
Fahrleislung 

1970 1975 

DrN 58 

jedes Jahr ein gesonderter Umrechnungsfaktor 
„Liter je Tonne" berechnet. 

Vom gesamten VK-Absatz muß nun der Ver-
brauch der mit Otto-Motoren ausgerüsteten Last-
kraftwagen, Zug- und Sattelzugmaschinen, Sonder-
kraftfahrzeuge und Krankenkraftwagen (Mehrrad-
fahrzeuge) sowie der Motorräder und Mopeds ab-
gesetzt werden. Der Verbrauch dieser Gruppe ist 
unter Berücksichtigung der Bestände, Fahrleistun-
gen und des spezifischen Verbrauchs' geschätzt 

'Verbrauch des Durchschnittsfahrzeugs auf 100 Kilometer 
Fahrstrecke. 
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Kraftstoffverbrauch und Fahrleistungen der Personen- und Kombinationskraftwagen mit Otto-Klotoren 
in der Bundesrepublik 

Einheit 1959 1960 1961 1962 1963 1964 1965 1966 1970 1975 

Vergaserkraftstoffverbrauch in der Kraft-
verke hrs wi rtsch aftl)   

davon Verbrauch der Lkw, Mopeds 
und Krafträdern)   

verbleibt für Verbrauch der Pkw  

Bestand an Pkw in Betriebs)   

Verbrauch je Fahrzeug   

Verbrauch je 100 km)   

Durchschnittliche inländische Fahrleistung 

Gesamtfahrleistung im Inland   

Gesamtfahrleistung im Inland lt. Fahr-
leistungsstatistik5)   

Mill. Liter 

Mill. Liter 

Mill. Liter 

1000 St. 

Liter 

Liter 

km 

Mill. km 

Mill. km 

6 248 

1 476 

4 772 

3 339 

1 429 

8,74 

16 350 

54 590 

64 000 

7 332 

1 463 

5 869 

4 103 

1 430 

8,90 

16 070 

65 930 

8 457 

1 430 

7 027 

4 859 

1 446 

9,09 

1.5900 

77 260 

9 771 

1 376 

8 395 

5 774 

1 454 

9,29 

15 650 

90 360 

10 896 

1 346 

9 550 

6 608 

14-45 

9,48 

15 240 

100 700 

12 467 

1 336 

11 131 

7 497 

1 485 

9,65 

15 390 

115 380 

13 840 

1 333 

12 507 

8 394 

1 490 

9,86 

15 110 

126 830 

15 472 

1 349 

14 123 

9 323 

1 515 

10,13 

14 950 

139 370 

163 000 

20 828 

1 500 

19 328 

6)12 674 

1 525 

6)10,82 

6)14 100 

178 700 

25 468 

1 706 

23 762 

7)15 400 

1 543 

6)11,78 

6)13 100 

201 740 

1) Mineralölwirtschaftsverband e. V., Hamburg. - 2) Berechnung und Schätzung des DIW. s) Kraftfahrt-Bundesamt, Flensburg; ohne vorübergehend 
stilliegende Fahrzeuge, abzüglich dieselangetriebene, jeweils am 1. Juli. - *) Eigene Berechnung des DIW. - 5) Statistisches Bundesamt, X iesba-
den, Reihe 5, Straßenverkehr, Sonderbeitrag: Fahrleistungen der Kraftfahrzeuge 1959 und 1966. - 6) Lineare Regression über 8 Werte. - 7) Shell-
Prognose, Variante 1, 1967; abzüglich geschätzte Bestände Diesel-Pkw und stilliegende. 

worden. Quelle dieser Berechnungen sind die Fahr-
leistungserhebungen des Statistischen Bundesamtes 
von 1959 und 1966 und der jeweilige spezifische 
Verbrauch aufgrund von Herstellerangaben und der 
Zusammensetzung der Bestände nach Nutzlast-
bzw. Hubraumgrößenklassen. 

Der VK-Verbrauch dieser Gruppe zeigt für die 
Jahre 1959 bis 1965 eine leicht fallende Tendenz 
mit einem absoluten Rückgang von etwas über 
100 Mill. Litern (- 9,7 vH) und einen geringfügigen 
Anstieg von 1966 gegenüber 1965. Diese Entwick-
lung ist eine Folge des steigenden Verbrauchs der 
Mehrradfahrzeuge mit Otto-Motoren - über-
wiegend Lieferwagen - und des sinkenden Ver-
brauchs der Zweiradfahrzeuge. Über 1966 hinaus 
jedoch wird der bisher zu beobachtende Kompen-
sationseffekt voraussichtlich nicht mehr auftreten. 
Vielmehr ist damit zu rechnen, daß sich der VK-
Verbrauch der Zweiradfahrzeuge bei leicht steigen-
dem spezifischen Verbrauch im Jahr 1966 an einer 
unteren Verbrauchsmenge eingependelt hat. Als zu-
künftiger VK-Verbrauch der Zweiradfahrzeuge wird 
deswegen eine konstant bleibende Menge von jährlich 
100 Mill. Litern zugrundegelegt, während der VK-
Verbrauch der Mehrradfahrzeuge bis zu den Jahren 
1970 und 1975 aufgrund der zu erwartenden Be-
standsentwicklung weiter zunehmen dürfte. 

Vom inländischen Verbrauch der Pkw kann der 
Verbrauch der ausländischen Fahrzeuge nicht ab-

gesondert werden, die Verfälschung der Ergebnisse 
hierdurch dürfte jedoch geringfügig sein. 

Der Benzinverbrauch je Pkw wuchs unter diesen 
Prämissen von 1429 Litern 1959 auf 1515 Liter 
im Jahre 1966 an. Dividiert man die Werte dieser 
Reihe durch die entsprechenden Werte des spezi-
fischen Verbrauchs, so erhält man die durchschnitt-
liche inländische Fahrleistung. 

Der spezifische Verbrauch des Durchschnitts-Pkw 
ist von 1959 bis 1966 von 8,7 Litern auf 10,1 Liter 
gestiegen, eine Folge sowohl des Trends zu höher 
verdichtenden Motoren als auch der zunehmenden 
Verkehrsdichte. Eine wesentliche Ursache des An-
stiegs des spezifischen Verbrauchs ist aber auch die 
allmähliche Umschichtung des Bestandes von 
kleineren zu größeren Hubraumgrößenklassen. Es 
ist anzunehmen, daß sich der Trend des steigenden 
spezifischen Verbrauchs auch in die fernere Zukunft 
fortsetzen wird, so daß für 1970 und 1975 mit 
Werten von 10,8 Litern und 11,8 Litern je 100 Kilo-
meter gerechnet werden kann. 

Die auf diese Weise ermittelte gesamte Inlands-
fahrleistung der Pkw mit Otto-Motoren lag 1959 
mit 54,5 Mrd. km um rund 10 Mrd. km (14,7 vH) 
und 1966 mit 139,0 Mrd. km um rund 24 Mrd. km 
(14,5 vH) unter den durch die amtlichen Stichproben 
erhobenen Werten. Bei den vom Statistischen 
Bundesamt ermittelten Fahrleistungen hätte der 

Struktur des Bestandes an Personen- und Kombinationskraftwagen mit Otto-Motoren 
nach Hubraumgrößenklassen im Bundesgebiet 

in vH des Gesamtbestandes 

Hubraumgrößenklassen 19.59 1960 1961 1962 1963 1964 1965 1966 1967 

bis 500 ccm . . . 

Tiber 500 bis 1 000 ccm . . . 

über 1 000 bis 1 500 ccm . . . 

über 1 500 bis 2 000 ccm . . . 

über 2 000 ccm . . . 

10,8 

18,4 

61,1 

5,5 

4,2 

10,1 

19,4 

60,2 

6,4 

3,9 

9,1 

19,6 

60,1 

7,2 

4,0 

8,1 

19,4 

60,3 

8,3 

3,9 

7,0 

19,7 

60,4 

9,1 

3,8 

6,0 

19,9 

60,6 

9,9 

3,6 

5,0 

19,8 

60,5 

11,0 

3,7 

4,1 

18,2 

60,5 

13,5 

3,7 

3,4 

16,6 

60,3 

15,7 

4,0 

Quelle: Statistische Mitteilungen des Kraftfahrt Bundesamtes, Flensburg, Beilage K 67-11. 
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spezifische Verbrauch'- des Durchschnittsfahrzeugs 
lediglich dem Mittelwert des DIN-Verbrauchs der 
Pkw entsprochen. Diese Werte sind als Normal-
betriebswerte zu niedrig. Hält man dagegen den hier 
verwendeten spezifischen Verbrauch für zutreffend, 
so hätte die amtliche Fahrleistung z. B. für 1966 
einen VK-Verbrauch allein der Pkw in Höhe von 
16 512 Mill. Litern erfordert, während der gesamte 
Inlandsabsatz in der Kraftverkehrswirtschaft nur 
15 472 Mill. Liter betragen hat. 

Eine Erklärung für die Abweichung der vor-
liegenden von den amtlichen Ergebnissen könnte in 
möglicherweise ungenauen Auskünften der privaten 
Kraftfahrzeughalter zu finden sein. Die über-
wiegende Zahl der Pkw befindet sich im Eigentum 
privater Halter — 1959 = 47,9 vH und 1966 = 
73,5 vH allein bei Arbeitnehmern und Nichterwerbs-
personen —, bei denen in der Regel keine Auf-
zeichnungen über die Fahrleistungen vorliegen. Die 
Mehrzahl der Befragten wird dazu neigen, ihre 
eigene, ihnen selbst nicht genau bekannte Fahr-
leistung etwas zu hoch einzuschätzen. 

Abgesehen von dieser Niveaudifferenz bei den 
Fahrleistungen sind in der Größenordnung und in 
der Tendenz der Entwicklung jedoch durchaus 
Übereinstimmungen feststellbar. Die anhand des 
Benzinverbrauchs ermittelten durchschnittlichen in-
ländischen Fahrleistungen sinken im Zeitraum 
der acht Jahre zwischen 1959 und 1966 von 16 350 
auf 14 950 Kilometer je Pkw, d. h. um etwa ein 
Zehntel. 

Der Rückgang der durchschnittlichen Pkw-
Nutzung ist auf mehrere Ursachen zurückzuführen. 
Der Hauptgrund liegt wahrscheinlich in einer sich 
strukturell ändernden Zusammensetzung des Be-
standes zugunsten der im allgemeinen geringer 
genutzten privaten Fahrzeuge. Hinzu kommt, daß 
sich der Anteil der einkommensschwächeren Halter 
erhöht hat, die einen relativ geringeren Teil ihres 
Einkommens für die nutzungsabhängigen Kosten 
ihres Pkw aufwenden können. Eine Rolle dürfte 
auch die ständig zunehmende Zahl der Haushalte 
mit Zweitwagen spielen. 

Eine weitere Ursache des Rückgangs der Fahr-
leistungen ist in der zunehmenden Verkehrsdichte 
zu sehen. Die Motorisierungsdichte hat sich von 1959 
(67 Pkw je 1000 Einwohner) bis 1966 (174 Pkw je 1000 
Einwohner) fast verdreifacht. Bezogen auf die Länge 
des verfügbaren Straßennetzes ergeben sich heute 
schon Durchschnittswerte für die Straßenbelastung, 
die in der Shell-Prognose3 als weit fortgeschrittenes 
Stadium schwieriger Verkehrsverhältnisse bezeich-
net werden. 

Es ist daher nicht auszuschließen, daß sich die 
Nutzungsgewohnheiten der privaten Pkw-Inhaber 
unter dem Einfluß der zunehmenden Verkehrs-
behinderung langfristig ändern. Die Vorteile, die 
üblicherweise der Pkw gegenüber den kollektiven 
Verkehrsmitteln gewährt, werden heute bereits in 
zunehmendem Maße von den Schwierigkeiten auf-
gewogen, die durch die Massenhaftigkeit des 
Individualverkehrs entstehen. Hierdurch wird die 
Pkw-Benutzung in bestimmten Grenzen substi-
tutionsfähiger werden durch Leistungen des öffent-
lichen Verkehrs. Dies gilt vor allem im Urlaubs-
fernverkehr, der sich bereits vom Pkw auf andere, 
kollektive Verkehrsmittel zu verlagern beginnt. 
Aber auch im Berufsverkehr in Ballungsräumen 
kann heute schon das Verkehrsleid — verursacht 
durch Verkehrsstau, Abgasbelästigung, Zeitverlust, 
Parkschwierigkeiten, Risikoempfindungen — die 
Grenze des Erträglichen überschreiten. 

Die angeführten Ursachen für die Verminderung 
der durchschnittlichen Fahrleistungen wirken alle 
in der gleichen Richtung und werden in Zukunft 
noch stärkeres Gewicht erhalten. Dabei wird sich 
die Bevorzugung höherer Hubraumgrößenklassen 
nicht in höheren durchschnittlichen Fahrleistungen 
niederschlagen. DerUmschichtungsprozeß zugunsten 
größerer Fahrzeuge hängt eher mit dem gestiegenen 
Einkommen der Käufer als mit einem Mehrbedarf 
nach Verkehrsleistungen zusammen. 

Unterstellt man nur den bisherigen Trend, dann 
werden die Fahrleistungen je Pkw bis 1970 bzw. 
1975 jeweils im Fünfjahresabstand (gerechnet ab 
1965) um je 1000 km auf etwa 14 000 bzw. 13 000 km 
sinken. Bezogen auf 1966 ist dies gleichbedeutend 
mit einem Rückgang um 6 vH bis 1970 und um 
12 vH bis 1975. Die Strukturänderungen im Pkw-
Bestand und in den Nutzungsgewohnheiten werden 
sich vermutlich sogar eher noch stärker auf den 
Rückgang der Fahrleistung auswirken, als es der 
bisherige Trend erkennen läßt. Die Gesamtfahr-
leistungen der Pkw werden daher ab 1970 erheblich 
schwächer zunehmen als der Pkw-Bestand, wo-
gegen der Vergaserkraftstoffverbrauch der Pkw 
— bedingt durch den steigenden spezifischen Ver-
brauch — weiterhin etwas stärker wachsen wird. 
Der Gesamtabsatz an Vergaserkraftstoff in der 
Kraftverkehrswirtschaft ist für 1975 mit etwa 
25,5 Mrd. Litern bzw. 18,9 Mill. Tonnen zu veran-
schlagen. Gegenüber einem Absatz von 15,5 Mrd. 
Litern bzw. 11,4 Mill. Tonnen im Jahre 1966 be-
deutet dies eine Steigerung um 65 vH. 

2 7,45 Liter (1959) bzw. 8,66 Liter ( 1966). 

3 Deutsche Shell AG: „Die ;Entwicklung der Motorisierung 
in der Bundesrepublik ... ", September 1967. 
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Monatliche 
Zahlen-
übersieht 

März-Juni 68 D 
Gegenstand 

Ge-
biet •) 

Einheit t) 
1967 1968 

April Mai Juni Juli August Sept. Okt. Nov. Dez. 

Index der Arbeitstage BRD 1962- 100 D 96,7 94,1 104,1 101,2 108,1 100,6! 105,2 98,7 93,7 

Jan. , Febr. März 

104,8 99,7 101,2 

April Mai Juni 

96,6 i 101,1 85,6 

Bevölkerung 

Bevölkerungsbestand, gesamt 

ßevölkerungsLewegung 
Geburten') 

Sterbefälles) 
11 

Eheschließungen   
11 

D 

BRD Y) 
W- B 
O-B 
MD x) 

BRD 
MD 

BRD 
MD 

BRD 
MD 

1000 

auf 1000 
Einwohner 
und 1 Jahr 
berechnet 

57655 
2177 

17,5 
15,9 

11,5 
13,8 

7,6 
5,8 

57680 
2175 

18,2 
15,5 

11,6 
13,5 

9,4 
9,4 

76960 

57699 
2173 
1083 
16005 

17,4 
14,7 

11,1 
12,9 

8,7 
6,7 

57712 
2171 

16,7 
14,7 

10,8 
11,9 

9,1 
8,9 

57733 
2169 

16,6 
14,1 

10,5 
11,9 

12,9 
9,2 

77020 

57758 
2168 
1084 
16010 

16,7 
14,8 

10,9 
11,8 

57781 
2167 

77038 

57194 57785 
2166 2163 

1084 
16006 

16,1 15,8 ' 16,1 
13,6 13,6 , 13,6 

11,2 11,9 
12,3 13,4 

12,6 
14,2 

6,9 6,9 6,8 8,8 
8,9 6,0 4,8 7,3 

57808 
2161 

16,7 
14,6 

14,0 
15,0 

4,1 
3,1 

2157 

17,4 
15,6 

16,7 
16,6 

5,6 
5,1 

Arbeitsmarkt 

Beschäftigte')   
darunter weibliche .   

Arbeitslose b. d. Arb.-Amt. 
Anteil der Arbeitslosen an 
den Arbeitnehmern') . 

Unterstützte Arbeitsloses) 
Off.Stellen b. d.Arb.-Ämtern 
Arbeitslose je 100 oll. Stellen 

BRD 1000 
vH 
1000 

vH 
1000 
1000 

Anzahl 

VD 

Einkommen 

Bruttosumme der 
Löhne in der Industrie 
Gehälter in der Industrie 

BRD Mill. DM S 

501 

2,3 
412 
296 
170 

21033 
33,5 
458 

2,1 
372 
309 
149 

401 

1,9 
331 
326 
123 

4310,7 4729,6 
2245,0 2302,1 

4773,0 
2332,3 

Beschäftigung d. Inds) 

Beschäftigte 
Gesamte Industrie . . .   
Bergbau   

u. Pruduktions'g  
Investitio negütc rind. ., 
Verhraudhsgüterind. „ 
Nahrungs- u. Gmhußm.-Ind. 

dar.: Ind. d. Steine u. Erden ., 
Eisens dha lfcndc 1.,1. . ., 
Eisen-, Stahl- u. Tempergieß. 
NE-Metallindustrie 
Chemische Industrie 
Stahlhau   
NlasdhincnLaa   • 
Fahrzeugbau   
Sd,iffbau   
Elektrotechn. Ind. . . 
Fe,inmedh. u . opt. Ind. 
Eisen-, Blech. u. Metall w. 
Holzverarbeitende Ind. 
Druckerei h. Verrie 7fältig  
Tcxti lindust ric   i 
Bcklridungsindust rie i 

BRD 1000 E 7856,4 7827,0 
387,9 382,5 
1671,6 1672,2 
3386,9 3372,7 
1913,4 1899,2 
496,6 500,4 
236,4 239,5 
329,0 , 327,8 
113,0 ', 112,6 
83,5 83,4 

533,0 ' 532,8 
191,4 189,8 

1014,8 1040,3 
483,0 480,9 
78,5 78,5 

892,8 889,2 
150,6 150,5 
386,3 385,1 
207,1 206,2 
212,3 212,0 
494,6 490,1 
376,1 370,3 

377 

21033 
33,5 
359 

1,8 1,7 
301 279 
337 347 
112 104 

4610,0 4871,4 
2302,7 2258,6 

7794,4 7783,9 
378,3 373,3 

1669,9 1672,4 
3358,1 3351,5 
1884,9 1876,0 
503,3 510,7 
240,5 , 241,4 
326,5 326,0 
111,9 111,9 
83,3 83,5 

531,8 533,1 
190.1 190,7 

1033,4 I 1030,1 
478,6 476,6 
78,6 , 78,6 

885,5 , 884,6 
150,0  149,8 
383,8 ', 353,5 
205,3 ' 204,1 
211,1 , 210,6 
485,5 4S1,9 
365,2 •• 361,5 

7801,1 
370,1 
1675,6 
33.59,4 
1880,7 
515,4 
242,1 
326,2 
112,7 
83,6 

534,1 
192,6 

1033,0 
417,9 
78,8 

885,5 
150,0 
383,4 
204,9 
211,3 
480,6 
363,3 

341 

1,61 
260 
336 ' 
102 , 

20992 
33,5 

361 395 526 

1,7 1,8 2,5 
262 281 ' 369 
310 280 I 250 
116 141  i 211 

4583,2 4616,4 5042,1 4930,9 
2254,5 2230,3 2481,8  I2630,4  

i 
i 

I I 

7812,8 7802,9 ' 7791,0I7724,3 
367,5 361,8 ', 358,4 354,9 

1675,7 1670.1 1666,1,1645,8 
3366,8 3363,8 3365,9 3352,2 
1883,3 1886,8 1886,4 1871,7 
519,4 i 520,4 ; 514.2 499,6 
241,3 239,5 236.6 225,1 
326,1 324.3 323,9 321,5 
112,8 . 112,7 11?: 111,7 
83,3 83,5 83,7 83,2 

535,1 533,2 532,2 529,2 
193,1 191,2 159,6 188,0 

1035,0 1032,7 1032,2 1027,8 
47S,8 480,3 481,9 481,1 
78,5 78,4 78,2 77,6 

858,3 887.2 8S9,2 886,3 
150,3 150.3 , 150,4 149,6 
384,3 , 3S5,1 ' 385,5 383,5 
205,6 ', 206,0 , 206.1 204,1 
211,9 211.3 : 210,6 209,3 
480,5 452,3 I, 483,6 481,0 
365,2 , 366,2 364,8 360,6 

673 

3,2 
533 
303 
222 

4638,1 
2305,4 

7723,3 
350,4 
1633,0 
3311,8 
1812,5 
495,6 
201,3 
322,0 
111,2 
83,5 

524,5 
189,9 

1032,0 
484,6 
77,6 

894,9 
150,5 
381,1 
204,4 
209,1 
481,4 
363,8 

20785 
33,7 
590 

2,8 
521 
365 
162 

4347,8 
2278,3 

7751,1 
348,7 
1642,2 
3384,1 
1879,7 
496,4 
211,3 
321,3 
112,0 
84,1 

526,6 
188,7 

1036,0 
489,6 
77,6 

896,0 
150,7 
382,2 
205,0 
209,9 
483,6 
363,6 

2155 

17,0 
15,1 

13,0 
19,1 

6,7 
6,2 

460 

2,2 
431 
412 
112 

4545,5 
2346,0 

2153 

17,7 
15,6 

12,2 
15,2 

7,2 
7,6 

9152 

17,0 
14,8 

11,3 
13,4 

10,0 
8,1 

16,1 

10,9 

7,5 

331 

1,6 
287 
4-13 
75 

21029 
33,5 
265 

1,3 
207 
499 
53 

4774,7 5071,9 
2346,3 2408,3 

7767,5 7791,5 
347,6 342,5 

1655,1 1667,4 
3387,9 3401,4 
1882,2 1885,6 
494,7 494,6 
221,4 230,3 
320,2 320,4 
112,3 112,6 
84,2 84,3 

528,0 529,1 
187,5 187,8 

1034,1 1037,8 
491,9 494,0 
77,0 77,6 

900,0 904,2 
150,6 150,9 
383,2 384,3 
206,1 206,8 
209,7 209,9 
483,0 483,7 
363,5 363,5 

7813,4 
340,1 

1615,7 
3414,4 
1887,1 
496,2 
234,0 
321,2 
112,9 
84,5 

530,3 
187,8 

1039,2 
497,6 
77,4 

909,6 
151,3 
385,8 
207,4 
209,8 
484,4 
362,1 

227 

1,1 
170 
548 
41 

5017,2 
2555,6 

7826,6 
337,5 

1677,2 
3425,8 
1886,3 
499,8 
235,3 
319,6 
112,1 
84,9 

531,0 
188,1 

1039,7 
500,8 
77,0 
915,3 
150,9 
387,2 
207,3 
209,7 
484,9 
359,4 

Darunter A r b e i t e r r) 

Gesamte Industrie . . .   
Bergbau   
Grundst.- u. Produktionsg  
Investitionsgiiterind. 
Verhraudhsgüte rind. 
Nahrungs- u. Geuußnh.-Ind. 

Gcleist. A r b e i t e r s' d. 

Gesamte Industrie . . .   
Bergbau   

Grundst.- u. Produklionsg  
Inecstilionsgütcrind. . .   
Verbraudhsgiiterind. 
Nahrungs- u. Gcnußm.-Ind. 

Arbeiterstd. je Arb.a) 

Gesamte Industrie . . .   
Bergbau   
Gnuhdst.- u. Produktionsg  
Investitionsgüterind. . .   
Verbrau dhsgütc rind. 
Nahrungs- u. Gcuußm: Dhd. 

Produkt ionscrgebniss) 

je Besdhäftigteu   
je Bes dhäf tigungsstuude 
je Arbeiter 
je Arbeiterstunde . 

BRD 

BRD 

BRD 

1000 

Nlill. 

Std. 

E 

BRD 1962 - 100 VD 

Durdredmittl. Bruttosld.-
verdienst der Arheiter 10) 

Lohnempfänger insgesamt 
Männliche Arbeiter . . . 
Weibliche Arbeiter . . . 

BRD DM 

5936,5 5909,3 
329,9 324,8 
1218,9 1239,7 
2460,4 2446,6 
1553,9 1540,7 
353,4 357,5 

903,1 
45,9 

197,8 
369,2 
231,9 
58,4 

882,0 
41,5 
195,7 
365,0 
219,8 
60,0 

5883,8 5880,9 
320,8 . 316,9 
1238,6 1241,9 
2436,0 2433,5 
1527,8 1520,6 
360,5 367.9 

929,1 
45,S 

205,6 
3S5,5 
230,9 
61,9 

880,6 
43,7 
197,4 
359,9 
218,6 
61,0 

5892,S 5897.3 , 5593.3 5S79,9 5815,5 
313,9 311,5 ' 306,8 303,6 300,3 

1243,8 1240,9 1235,S 1231,6 1212,8 
2439,2 2443•8 2444,2 2444,7 2432,8 
1524,2 1525,8 1530,1 1529,7 1516,2 
371,7  I  375.4 376,4 370,2  356,4  

i 

876,3 920.8 968.2 955,1 8S2,7 
43,6 44.3 46.9 44,5 41,4 

198.5 200.7 I 209,5 , 205,0 ' 190,4 
352,2 378,4 , 395,4 395,9 367,S 
218,1 , 234.1 246,4 244,2 222,9 
63,9 ; 63,4 66,9 65,5 I 60,2 

5814,0 
296,8 

1200,2 
2447,0 
1517,9 
352,1 

936,1 
45,6 
196,8 
392,1 
241,3 
60,3 

5642,1 
295,3 

1209,2 
2460,9 
1524,4 
352,3 

5857,2 5S76,5 5895,7 
294,3 290,1 287,8 

1221,3 ' 1232,1 1239,7 
2464,2 2474,9 2456,1 
1527,0 1529,9 1531,1 
350,4 349,5 351,0 

901,7 
42,4 

190,9 
381,0 
230,5 
57,0 

935,7 
44,1 

201,8 
391,2 
239,9 
58,7 

• 0903 
285,_ 3 

1241,5 
2496,1 
1530,5 
354,8 

931,8 966,8 
41,0 42,5 

200,9 210,9 
392,4 40S,1 
238,6 244,6 
59,0 ; 60,7 

152 
139 
160 
150 
149 
16.5 

149 
128 
15S 
149 
143 
168 

158 150 
143 13S 
166 159 
158 148 
151 144 
172 166 

149 '• 156 I 164 162 
139 : 142 I 153 147 
160 162 170 166 
144  155I 163 162 
143 153 161 160 
172  169 178 177 

4,66 
4,96 
3,44 

124,8 
131,1 
131,3 
137,8 

119,1 
132,7 
125,1 
139.4 

860,4 
36,0 
187,8 
368,0 
212,5 
56,1 

152 161, 154 160 159 164 146 
138 154 143 150 141 148 126 
157 164 158 165 163 170 151 
151 160 155 159 159 164 147 
147 159 151 157 156 160 139 
169 171 162 167 169 173 158 

4,70 
5,00 
3,46 

4,22 
5,02 
3,47 

137,5 
139,9 
144,6 
147,2 

4,13 
5,05 
3,49 

4,80 
5,10 
3,54 

•) D = Gcsnmtdeutsc l-d, BRD = Bundesrepu >lik Deutschland, einschl . Saarland und Berlin (West), BRD' = Bundesrepub ik Deutschland einschl. Saar and, 
ohue Berlin, W-B = Berlin (West ), 0-B = Berlin (Ost), NID•) = Mitteldeutschland ohne 0-B, MD = Mitteldeutschland einschl . 0-B. - t) E = Monatsende, 
NI = Monatsmitte, S = Ntonatssumnte, D = Monatsdurchschnitt, VD = Vierteljahrsdurehsähnitt. Kursive Zahlen: Vorläufig oder geschätzt . °) Berichtigte Zahl 

h) Lebendgeborene. - r) Ohne Totgeborene. - a) Arbeiter, Angestellte und Beamte; einsec. Heimarbeiter und Soldaten. Berechnung des DIW. - h) Arbeitnehmer: 
Beschäftigte und Arbeitslose. - 0) Haupt uhterstützungsehnpfänger der Arbeitslosenversicherung und -hilfe . - 6) Nach der Industrieberichterstattung; hauptbeteiligte 
Industriegruppen. Ohne Euergieversorgungsbetriebe u. Bauhauptgewerbe . - °) Einschl. gewerbl. Lehrlinge. - B) Tatsächlich geleistete Arbeiterstunden je Arbeiter. -
°) Ohne Energiewirtschaft u. Bauhauptgewerbe. - 10) Gesamte Industrie,,  einschl. Bergbau, Energiewirtschaft u. Baugewerbe. 

Soweit es sich nicht um Berechnungen des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung handelt, entstammen die Angaben folgenden Quellen: Statistisches Bundesamt, 
Wiesbaden. - Statistisches Landesamt Berlin . - Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung, Nürnberg. - Zentralverwaltung für Statistik, 
Berlin (Ost). 


